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SPÖ-Masterplan zu Asyl, Migration 
und Integration 
 
Asyl, Migration und Integration brauchen Menschlichkeit und Ordnung  
 
Die SPÖ bekennt sich zum Menschenrecht auf Asyl. Dieses Grundrecht darf niemals hinterfragt 
werden. Andreas Babler weiß aus eigener Erfahrung als Bürgermeister einer Stadt mit der größten 
Flüchtlingseinrichtung Österreichs: Wir brauchen keine Skandalisierungen, sondern pragmatische 
Lösungen. Lösungen, wie sie die SPÖ im „Doskozil-Kaiser-Papier“ formuliert hat. Wir brauchen in dieser 
Debatte Menschlichkeit und Ordnung. Doch wie so oft wird der überlegte und lösungsorientierte 
Ansatz in der politischen Debatte von den Schreiern und Hetzern übertönt. Die SPÖ schärft deshalb das 
Doskozil-Kaiser-Papier kommunikativ nach – zum SPÖ-Masterplan zu Asyl, Migration und Integration. 
 

“Man tritt nicht auf Menschen hinunter, sondern man hilft ihnen auf. Das 
war immer und bleibt auch in Zukunft die Richtschnur meines Handelns, im 
Privaten wie im Politischen. Diesen Grundsatz werde ich niemals aufgeben 

und auch die Sozialdemokratie nicht – er ist Kern unserer Bewegung.”  

Bundesparteivorsitzender Andreas Babler.
 

“Damit Österreich seine Verantwortung beim Asyl weitertragen kann, 
braucht es mehr pragmatische Lösungen und weniger Ideologie. Die 
Migration ist ein gesamteuropäisches Phänomen. Wir können es nicht 
wegbeten oder ignorieren. Besser, wir kümmern uns darum auf die Art 

und Weise, für die wir Österreicher*innen von jeher bekannt und damit gut 
gefahren sind: mit Pragmatismus.”  

Landeshauptmann Dr. Peter Kaiser. 
 

“FPÖ und ÖVP instrumentalisieren das Thema zum Eskalieren und Schreien, 
Lösungen, insbesondere für Frauen, liefern sie keine. Die ÖVP- und FPÖ-
Innenminister haben immer dann weggeschaut, wenn Frauen besonders 
in Not waren. Wir stehen an der Seite der Frauen und werden sie am Weg 
in ein selbstbestimmtes, gewaltfreies Leben unterstützen. Egal, woher sie 
kommen. Integration funktioniert dann, wenn Frauen integriert sind, wenn 

sie teilhaben können.“ 

Bundesfrauenvorsitzende und stv. Klubchefin Eva-Maria Holzleitner.   
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Der SPÖ-Masterplan zu Asyl, Migration und Integration 
  
Faire Verteilung in der EU mit Sanktionen durchsetzen. Das bringt 75 % weniger Asylanträge in Österreich
Österreich hat in der Vergangenheit viel Verantwortung getragen. Darauf können wir stolz sein – es ist aber 
klar, dass wir nicht die gesamte Verantwortung alleine tragen können. Länder wie Ungarn halten sich nicht 
an die gemeinsamen europäischen Gesetze. Im Jahr 2023 gab es in Österreich fast 60.000 Asylanträge – 
während es in Ungarn nur 45 waren. Es ist klar: Österreich soll hier alle rechtlichen und politischen Mittel 
ausschöpfen, um Ungarn zur Kooperation zu bewegen. Andreas Babler ist der Einzige, der diesen Konflikt 
führen kann. Denn Kickl bewundert Orban und auch Nehammer sucht die Nähe zu ihm – anstatt für die 
Interessen Österreichs zu kämpfen, schonen sie Orban.
 

Schnelle Verfahren an EU-Außengrenzen statt endlose Verfahren in Österreich
Asylverfahren dauern in Österreich oft sehr lange. Diese Ungewissheit ist keine gute Basis für eine 
gelungene Integration. Die Menschen brauchen rasch Perspektiven. Es sollte sich auch niemand mit 50 
anderen Menschen in einen LKW pferchen müssen, und sein Leben riskieren, um illegal nach Österreich zu 
kommen. Beide Probleme können durch Verfahrenszentren entlang der EU-Außengrenzen gelöst werden. 
Die SPÖ schlägt vor, dass die EU „Gemeinsame Stellen für Asylanträge“ errichtet, die beispielsweise auch in 
Botschaften eines EU-Staates oder direkt an den EU-Außengrenzen errichtet werden können. Dort sollen 
Asylanträge entgegengenommen und geprüft werden. Erst wenn vollkommene Rechtssicherheit über den 
Asylstatus herrscht, sollen die Personen in der EU verteilt werden. So können die Asylsysteme entlastet und 
gefährliche Fluchtwege vermieden werden. Diese Maßnahme könnte in einem ersten Schritt auch ohne 
Zustimmung aller EU-Mitgliedstaaten von einzelnen Staaten gemeinsam umgesetzt werden.  
  

Unrechtmäßige Aufenthalte reduzieren und Rückführungsübereinkommen verhandeln
Asyl ist das Menschenrecht auf Schutz. Dieses Grundrecht darf niemals hinterfragt werden. Damit Österreich 
seiner Pflicht so gut nachkommen kann, müssen wir aber auch klar sagen: Wer keinen Schutz benötigt, kann 
auch kein Asyl bekommen und sollte in sein Heimatland zurückkehren. Leider haben in den letzten Jahren 
weder Kickl noch Nehammer als Innenminister Rückführungsübereinkommen verhandelt. Die SPÖ wird in der 
Regierung auf Abkommen mit sicheren Herkunftsländern drängen. Für die Staatsbürger*innen jener sicheren 
Staaten, die keine Rückführungen akzeptieren, wollen wir neue Wege gehen:  
Wir müssen Care & Support Agreements (Unterstützungsabkommen) mit sicheren Drittstaaten für 
Migrant*innen ohne Schutzstatus und ohne Aufenthaltsrecht in der EU verhandeln. Wer in der EU kein 
Aufenthaltsrecht hat und nicht in sein Herkunftsland zurückkehren kann, soll in einen sicheren Drittstaat 
gebracht werden. Diese Länder sollen bei der Aufnahme unterstützt werden, die Migrant*innen beim 
Aufbau ihrer neuen Existenz.  
Wer aber arbeitet und sich integriert, soll unter bestimmten Voraussetzungen eine Chance auf eine 
andere Aufenthaltsberechtigung erhalten und einen sogenannten Spurwechsel durchführen. Dies soll 
insbesondere etwa jugendlichen Asylwerbenden ermöglicht werden, die eine Lehre absolviert haben. 
Personen, die dabei sind, sich eine Existenz aufzubauen oder eine tragfähige Existenz in Österreich 
aufgebaut haben, sollen für ihre Bemühungen bevorzugt werden. 
  

Integration ab dem 1. Tag 
Integration vor Zuzug – das ist unser klares Prinzip. Integration bedeutet, dass man Deutsch lernt, einen 
Beruf hat und sich in die Gesellschaft einbringt. Wir müssen Menschen, die zu uns kommen, ein klares 
Ziel geben, einen Integrations-Kompass: Das sind unsere unverrückbaren Werte wie Demokratie, 
Menschenrechte und Frauenrechte. Integration scheitert oft auch an fehlenden Angeboten. 
Darum braucht es Deutschkurse ab dem ersten Tag, kleine Unterkünfte, die einen besseren Kontakt zur 
Bevölkerung ermöglichen anstelle von Massenquartieren und die Wiedereinführung des verpflichtenden 
Integrationsjahres mit Arbeitsmarkt-Qualifizierungsmaßnahmen, Deutsch- und Wertekursen sowie gezielte 
Frauenförderung. Ein weiterer zentraler Teil der Integration ist Bildung. Hier fordert der Familiennachzug 
unser Schulsystem, wir brauchen daher eine deutliche Aufstockung der Stützkräfte in der Schule.  
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Frauen stärken 
Frauenrechte wurden lange erkämpft und sind unverzichtbar in unserem Wertesystem. Und wir wissen 
auch: Frauen integrieren sich schneller als Männer, sie sind oft der Schlüssel zur Integration der ganzen 
Familie. Deshalb helfen Programme zur Förderung von Frauen doppelt: Wir helfen bei der Integration 
UND wir beweisen, dass ein Bekenntnis zu Frauenförderung und -rechten nicht bloß leeres Gerede 
ist. Wir müssen auch vorleben, was wir fordern: Schutz vor Gewalt durch den Partner, Zugang zu allen 
Bildungseinrichtungen und Berufen und das Recht, über den eigenen Körper zu bestimmen – oder kurz 
gesagt: das Recht auf Selbstbestimmung für Frauen in JEDEM Lebensbereich. 
  

Schutz und Sicherheit für Österreich
Die allermeisten Menschen, die nach Österreich kommen, tun das, weil sie sich ein neues Leben in 
Sicherheit in Österreich aufbauen wollen. Es gibt viele gelungene Integrationsbiografien. Es gibt aber auch 
Fälle, in denen die Integration einfach scheitert. Wer schwere Straftaten begeht oder wiederholt leichte 
Verbrechen verübt, dem muss mit der vollen Härte unseres Rechtsstaates begegnet werden. Das reicht 
von hohen Haftstrafen bis hin zur Abschiebung, wenn diese im Rahmen unseres Rechtstaats möglich ist. 
Wir müssen die Bevölkerung, ob migrantisch oder nicht, vor diesen Fundamentalisten schützen.  
  
Es ist aber sehr wichtig hier zu differenzieren: Es geht um eine radikalisierte Minderheit – und wir 
müssen auch die migrantische, muslimische Community Österreichs vor diesen Fundamentalisten 
schützen. Es darf keinen Generalverdacht geben, schließlich sind diese demokratiefeindlichen 
Gesellschaftsvorstellungen genau das, wovor die meisten geflüchtet sind. Radikale Agitatoren müssen 
dingfest gemacht werden – sie sollen keine Chance haben, junge Menschen für ihre Hassprojekte zu 
rekrutieren. Dazu brauchen wir mehr Polizist*innen im Dienst. Denn ein Vierteljahrhundert ÖVP und Kickl 
im Innenministerium haben die Polizist*innen an den Rand der Belastbarkeit gebracht, sie machen mehr 
als 10 Millionen Überstunden pro Jahr – das sind 374 pro Kopf. Wir müssen auch auf jene achten, die uns 
beschützen, darum brauchen wir mindestens 4.000 Polizist*innen mehr.
  
  
 
 


